
Stellungnahme zum Referentenentwurf des 
Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) 

1. Grundsätzliche Einordnung 
Der vorliegende Referentenentwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) formuliert 
bewusst nicht den Anspruch einer umfassenden, nachhaltigen Strukturreform. 
Vielmehr geht er primär auf die Einnahmenseite ein, um die aus politisch gewollten 
Leistungsausweitungen resultierenden Defizite der Sozialen Pflegeversicherung (SPV) zu 
decken.  

Als Pflegeerbringer regen wir flankierend eine Reform der Leistungsseite an. Unser 
Reformvorschlag1 baut dabei nicht auf dem bestehenden System auf, so dass damit kein 
punktueller Verlust gewohnter Leistungen verbunden ist. 

2. Anpassung der Sachleistungsbudgets nach § 36 SGB XI 
Wir begrüßen die vorgesehene Erhöhung der Sachleistungsbudgets, auch wenn diese 
insgesamt moderat ausfallen und zu wesentlichen Teilen nicht aus zusätzlichen 
Mitteln, sondern aus Umschichtungen resultieren.  

3. Neue Budgets und bürokratische Effekte 
Mit dem Überbrückungsbudget mit den Regelungen zur pflegerischen Akut-
/Notsituation werden zusätzliche Instrumente geschaffen, die mit erhöhten 
administrativen Anforderungen (zusätzliche Genehmigungsschritte, 
Abstimmungsbedarf und Bürokratie) verbunden sind.  

Die Regelungen im § 88b SGB XI sehen die Erstattung von Vorhaltekosten bei Akut-
Kurzzeitpflege vor. Dabei bleibt bisher ungeklärt, welche Kapazitäten überhaupt benötigt 
werden, wie lange diese Plätze belegt sein dürfen und wie Personalvorhaltungen (unter 
Berücksichtigung des Arbeitsrechts!) bepreist werden können.  

Vorhaltekosten sind in allen Leistungsbereichen des Gesundheitswesens ein 
permanenter Streitpunkt zwischen den Kostenträgern und den Leistungserbringern. Ist 
die Finanzierungen nicht ausreichend, werden Unternehmen keine ausreichenden 
Kapazitäten vorhalten. Der Leistungsanspruch kann dann oft gar nicht eingelöst werden.  

 
1 https://homeinstead.de/themen/aktuelles/diskussionsvorschlag-zur-reform-der-pflegeversicherung/ 

https://homeinstead.de/themen/aktuelles/diskussionsvorschlag-zur-reform-der-pflegeversicherung/


4. Zeitbudget als strukturpolitische Alternative 
Der in unserem Diskussionsvorschlag entwickelte Ansatz eines sektorenunabhängigen 
Zeitbudgets stellt gegenüber dem PNOG eine deutlich weitergehende und 
systematische Lösung dar: 

• Es wirkt automatisch inflationsschützend, da Leistungen zeitbasiert erbracht 
werden 

• Es stärkt die Eigenverantwortung und Entscheidungshoheit der 
Pflegebedürftigen 

• Es ermöglicht eine individuell passgenaue Nutzung von Leistungen. 

In einem solche Modell könnten viele der geplanten Fallberatungen entfallen und sich 
hin zur Selbstbestimmung der Betroffenen verlagern. Auch das geplante 
Pflegecockpit könnte in diesem System seine Wirkung voll entfalten, da die Nutzung der 
Budgets intuitiver und transparenter wird. 

5. Bewertung der Pflegebegleitung 
Die Einführung einer Pflegebegleitung verfolgt grundsätzlich ein sinnvolles Ziel: eine 
bessere Steuerung und Unterstützung komplexer Versorgungssituationen. In der 
vorgesehenen Ausgestaltung bestehen jedoch erhebliche Risiken: 

• sehr kurze Reaktionsfristen 
• hoher administrativer Aufwand im Fallmanagement 
• hohe Frequenz an persönlichen Kontakten 

Dies führt absehbar zu einem Kapazitätsengpass („Nadelöhr“) im System. Die Folge: 
Die Pflegebegleitung wird voraussichtlich nicht in der vorgesehenen Breite wirksam 
werden, die erwarteten Verbesserungen für Pflegebedürftige sind daher nur begrenzt 
realistisch und der Aufbau zusätzlicher administrativer Positionen würde weitere 
Fachkräfte dazu bewegen, die Leistungserbringung am Pflegebedürftigen zugunsten 
einer „Schreibtischtätigkeit“ zu verlassen. Ein Zeitbudget (vgl. Ziffer 4) würde eine 
deutlich zielgenauere Steuerung ermöglichen.  

6. Rolle der Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3 SGB XI 
Vor dem Hintergrund der geplanten Pflegebegleitung sollte die Rolle der bisherigen 
Beratungsbesuche weiterentwickelt werden: Wenn ambulante Pflegedienste bereits in 
die Versorgung eingebunden sind, sollten sie auch die Beratungsbesuche 
übernehmen (denn dies entspricht der fachlichen Nähe zum Pflegebedürftigen und 
entlastet gleichzeitig die Pflegebegleitung der Pflegekassen).  



7. Prävention und Sozialraumbudget 
Der Referentenentwurf erkennt die Bedeutung von Prävention grundsätzlich an, setzt 
jedoch weiterhin primär auf Beratung statt auf konkrete Leistungen. Es fehlt ein klar 
definierter Leistungsbereich für aufsuchende, ambulante Prävention. Die Chance, 
diesen gezielt im Sozialraumbudget zu verankern, wird aktuell nicht genutzt. Vorschlag: 
Nutzung des Sozialraumbudgets als Zuschuss für aufsuchende Prävention, 
insbesondere für Pflegegrade 1 und 2. Internationale Erfahrungen zeigen, dass 
frühzeitige Prävention die Pflegebedürftigkeit verzögern, Selbstständigkeit erhalten  und 
die Pflegeversicherung nachhaltig entlasten kann.  

8. Tariftreue und wirtschaftliche Auswirkungen 
Nicht tarifgebundene Leistungserbringer der Pflege müssen die zum 30.09. eines Jahres 
veröffentlichte regional übliche Vergütung ab dem 01.01. des Folgejahres umsetzen. Das 
PNOG will die verpflichtende Refinanzierung dieser Vergütung ab dem 02.01.(!) 2027 
aussetzen und analog des SGB V auf die Veränderung der „Grundlohn-
summe“ begrenzen, ggf. mit einem Abschlag.  

Die Personalkosten machen für Leistungserbringer der Pflege typischerweise 70-80 % 
der Gesamtkosten aus. Gleichzeitig stammen zwischen 50 % (stationäre Pflege) und 
90 % (ambulante Pflege) ihrer Einnahmen aus Mitteln der sozialen Pflegeversicherung, 
wobei die verbleibenden Teile ebenfalls dem Pflegesatzverfahren unterliegen. Wenn nun 
die Personalkosten stärker steigen als die Einnahmen, werden weitere Träger 
professioneller Pflege angesichts schwacher Margen in die Insolvenz rutschen.  

Die Tariftreueregelungen sind 2021 politisch motiviert beschlossen worden. Entweder 
müssen sie für beide Seiten gelten, oder bis zur Entwicklung eines anderen Verfahrens 
ausgesetzt werden.  

9. Fazit 
Das PNOG enthält wichtige Einzelmaßnahmen, insbesondere Anpassungen bei 
Leistungsbudgets und Ansätze zur besseren Steuerung von Versorgung. Gleichzeitig 
bleibt festzuhalten: Der vorliegende Referentenentwurf beschreibt keine 
umfassende Reform der Pflegeversicherung. 

Es fehlt insbesondere: 

• eine grundlegende Vereinfachung des Leistungsrechts 
• eine konsequente Stärkung der Autonomie der Pflegebedürftigen 
• eine systemische Antwort auf die Finanzierungsprobleme 

Der vorgestellte Ansatz eines sektorenunabhängigen Zeitbudgets bietet hier eine 
überzeugende Alternative. 


